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Antrag 

der Abgeordneten Frau Dr. h. c. Weber (Essen)^ Paul 

und Genossen 


betr. Eüropäisdie Wirtsdiaftsassoziation 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Inhalt der anliegenden Empfehlung 210 der Beratenden 
Versammlung des Europarates betr. die Europäische Wirt- 
schaftsassoziation wird zur Kenntnis genommen. 

2. Die Bundesregierung wird beauftragt, in ihren Verhandlungen 
um die wirtschaftliche Einigung Europas die in dieser 
Empfehlung aufgestellten Grundsätze zu berücksichtigen. 

Bonn, den 5. November 1959 

Frau Dr. Maxsein 
Dr. Mende 
Frau Dr. Rehling 
Frau Renger 
Dr. Sdimid (Frankfurt) 
Seidl (Dorfen) 

Dr. Serres 
Wienand 
Dr. Zimmer 


Frau Dr. h.c. Weber (Essen) 
Paul 

Bauer (Würzburg) 
Corterier 
Even (Köln) 

Dr. Furier 
Heye 
Höfler 

Dr, Kliesing (Honnef) 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb : Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 35 51 
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Anlage 

BERATENDE VERSAMMLUNG DES EUROPARATS 
Elfte Ordentliche Sitzungsperiode 

Empfehlung 210 

betreffend die Europäische Wirtschaftsassoziation^) 


1. Die Versammlung 

2. Stellt die befriedigende Entwicklung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft seit dem 1. Januar dieses Jahres 
fest, seitdem die ersten Maßnahmen zur Abschaffung der 
Beschränkungen des Handels zwischen den Mitgliedern 
der EWG ergriffen wurden; 

3. Begrüßt die Stellungnahme der verantwortlichen Leiter der 
Gemeinschaft in bezug auf die Notwendigkeit, sich jetzt 
mehr nach außen zu wenden und sich für eine stärkere 
Liberalisierung des Handels mit den Nichtmitgliedsländern, 
insbesondere mit den anderen Ländern der OEEC, einzu- 
setzen ; 

4. Nimmt Kenntnis von dem in Stockholm angenommenen 
Vorentwurf zur Einrichtung einer Europäischen Freihandels- 
vereinigung; 

5. Anerkennt mit Befriedigung die von den für diesen Plan 
verantwortlichen Ministern ausgedrückte Absicht, die bal- 
dige Eröffnung von Verhandlungen mit der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft sowie mit den anderen Ländern 
der OEEC zu erleichtern, welche vor besonderen Proble- 
men stehen, die Sonderlösungen verlangen; 

6. Ist der Auffassung, daß die zur schrittweisen Abschaffung 
der Hindernisse für den Austausch innerhalb der Europä- 
ischen Freihandelszone vorgeschlagenen Maßnahmen dazu 
beitragen können, eine multilaterale Assoziation, die sämt- 
liche Länder der OEEC umfassen würde, zu ver- 
wirklichen, sofern die Koordinierung der Außenhandels- 
sowie der allgemeinen Wirtschafts- und Sozialpolitik in 
Erwägung gezogen wird; 

7. Ist der Auffassung, daß die Gründung eines zweiten ver- 
einigten Handelssystems die Liberalisierungsmaßnahmen 
auf multilateraler Ebene im Interesse aller OEEC-Länder 
noch vordringlicher macht, da sonst eine Spaltung in Eu- 
ropa verewigt würde ; 


angenommen am 17. September 1959 
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8, Lenkt die Aufmerksamkeit der Regierungen auf die be- 
sonders schwerwiegenden Probleme, die sich sowohl auf 
kurze als auch auf lange Sicht für diejenigen Länder der 
OEEC ergeben, die keiner der beiden Gruppen angehören, 
sowie auf die moralische Verantwortung, die die Mitglieds- 
länder mit einer fortgeschrittenen Wirtschaft gegenüber 
denen mit einer in der Entwicklung befindlichen Wirtschaft 
tragen; 

9. Begrüßt in diesem Zusammenhang die Aufnahme von Ver- 
handlungen zwischen den Regierungen Griechenlands und 
der Türkei einerseits und der EWG andererseits; 

10. Empfiehlt den Mitgliedsregierungen: 

(i) Spätestens bis zum 31. März 1960, wie es die Ver- 
sammlung seinerzeit empfohlen hatte, eine Erklärung 
zu unterzeichnen, die 

(a) die allgemeinen Grundsätze eines Assoziierungsab- 
kommens festlegt; 

(b) den Umfang des unterschiedlichen Handelsverfahrens 
in der Zeit zwischen der Unterzeichnung dieser Er- 
klärung und dem Inkrafttreten eines Assoziierungs- 
abkommens, das, wie es scheint, bis zum 1. Januar 
1962 zustande kommen könnte, festlegen müßte; 

(c) ferner die Koordinierung der Außenhandelspolitik 
sowie der allgemeinen Wirtschafts- und Sozialpolitik 
zu berücksichtigen, die zu einem erfolgreichen Funk- 
tionieren der Assoziierung erforderlich ist; 

eine solche Erklärung müßte nach der Unterzeichnung 
so schnell wie möglich den nationalen Parlamenten 
unterbreitet werden,- 

(ii) Für die Festlegung der allgemeinen Richtlinien zum As- 
soziationsabkommen wäre es angebracht, alle Vorschlä- 
ge des Sonderausschusses der EWG und des beson- 
deren Ausschusses der Hohen Regierungsbeamten, die 
gegenwärtig die Konvention zur Errichtung einer Euro- 
päischen Freihandeisvereinigung ausarbeiten, entspre- 
chend zu berücksichtigen; 

(iii) Die beiden Ausschüsse müßten daher von ihren Regie- 
rungen, denen gegenüber sie verantwortlich sind, be- 
auftragt werden, zu gegebener Zeit neue Vorschläge 
vorzulegen, damit ein Abkommen über den Inhalt die- 
ser Intentionserklärung in kürzester Zeit getroffen wer- 
den kann ; 

(iv) Parallel mit den laufenden Verhandlungen zwischen 
Griechenland und der Türkei einerseits und der EWG 
andererseits über die Form, die eine Assoziation zwi- 
schen diesen Parteien annehmen könnte, müßten die 
Mitgliedstaaten der OEEC ,die Lösungsmöglichkeiten 
für kurzfristige Exporthandelsprobleme prüfen, mit 
denen sich die Länder zu befassen haben, die weder 
der EWG noch der kleinen Freihandelszone angehören ; 
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(v) Die neuen Verhandlungen zwecks Abgabe einer Inten- 
tionserklärung und zwecks Abschlusses des eigentlichen 
Assoziationsabkommens sowie die Verhandlungen zwi- 
schen den Mitgliedsregierungen der OEEC auf die im 
obigen Paragraph (iv) hingewiesen wurde, müßten 
grundsätzlich im Rahmen der OEEC geführt werden; 

(vi) Die OEEC müßte ihre Arbeit zu einer multilateralen 
Assoziation wieder aufnehmen und prüfen, welche neuen 
organisatorischen Vorkehrungen gegebenfalls erforder- 
lich wären, um diese Aufgabe auf die wirksamste Wei- 
se zu lösen. 
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